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Nachdem die Änderung der Bundesärzteord-
nung (BÄO) am 11. Juni 2004 den Bundesrat
passiert hat, ist es ab dem 1. Oktober 2004 un-
abhängig vom Zeitpunkt eines erfolgreichen
3. Staatsexamens nicht mehr erforderlich, als
Approbationsvoraussetzung eine Tätigkeit als
Arzt/Ärztin im Praktikum abzuleisten.
Die Approbationsbehörden werden ab 1. Ok-
tober 2004 auch keine neuen auf die Tätigkeit
als Arzt im Praktikum beschränkten Berufser-
laubnisse – bisher § 10 Abs. 4 BÄO – mehr
erteilen.
Diejenigen Ärztinnen und Ärzte, die sich zum
1. Oktober 2004 noch in der AiP-Phase be-
finden oder diese noch gar nicht angetreten
oder unterbrochen haben, können voraussicht-
lich ab Juli 2004 bei den Approbationsbe-
hörden (in Sachsen: Regierungspräsidien) die
Approbation beantragen und – soweit die
übrigen Voraussetzungen vorliegen – ab dem
1. Oktober 2004 erhalten.
In der Begründung zur Änderung der Bun-
desärzteordnung ist dies als „Approbations-
anspruch“ verankert, wodurch sich ableiten

lässt, dass nicht jeder Arzt/jede Ärztin im Prak-
tikum verpflichtet ist, die Approbation zu be-
antragen. Bereits erteilte Berufserlaubnisse
(auch nach dann altem § 10 Abs. 4 BÄO) be-
halten insofern ihre Gültigkeit. Die Bundeslän-
der haben hierzu allerdings kein administrativ
einheitliches Vorgehen abgestimmt. Ärztinnen
und Ärzte im Praktikum mögen sich aus per-
sönlichen Gründen dafür entscheiden, ihren
AiP-Ausbildungsvertrag nicht auflösen zu
wollen. Dies trifft vor allem auf diejenigen
zu, die Sorgen um eine Weiterbeschäftigung
im Assistentenverhältnis haben oder auslän-
derrechtliche Probleme durch den Approba-
tionsantrag vermeiden möchten.
Wer freiwillig sein AiP-Vertragsverhältnis
noch weiter fortführen will, wird die bisher
erforderlichen AiP-Ausbildungsveranstaltun-
gen nicht mehr absolvieren müssen, da diese
ab 1. Oktober 2004 keine Voraussetzung zur
Erteilung der Approbation darstellen. Bei fort-
bestehenden AiP-Ausbildungsverhältnissen
besteht allerdings kein Rechtsanspruch auf
Verbesserung oder Angleichung der Vergütung

sicherungsmathematischen Gutachten sind 4 %
kalkuliert, eine Zahl, die bisher jährlich weit
unterschritten wurde. Insgesamt verzeichnen
wir ein erfolgreiches Jahr und können diesen
Erfolg in Form einer Dynamisierung der An-
wartschaften und eingewiesenen Versorgungs-
leistungen in Höhe von 4% zum 1. Januar 2005
an unsere Mitglieder weitergeben. 
Ich bedanke mich bei den Mitgliedern des
Verwaltungsausschusses für ihr konstruktives
und sachkundiges Wirken sowie das in mich
gesetzte Vertrauen. Den Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern der Verwaltung danke ich für
ihre unermüdliche und engagierte Arbeit an
der Basis des Versorgungswerkes. 

Beschlüsse der 
15. erweiterten Kammerversammlung
Die Mandatsträger der 15. erweiterten Kam-
merversammlung fassten am 26. Juni 2004
folgende Beschlüsse:
Beschluss Nr. SÄV 1/04
Rentenbemessungsgrundlage/
Rentendynamisierung 2005 (bestätigt)

Beschluss Nr. SÄV 2/04
Jahresabschluss 2003 
(mit Jahresabschlussbilanz) 
(bestätigt)
Beschluss Nr. SÄV 3/04
Satzungsänderungen (bestätigt)
Beschluss Nr. SÄV 4/04
Haushaltsplan 2005 
(bestätigt)
Beschluss Nr. SÄV 5/04
Nachtrag zum Haushaltsplan 2004
(bestätigt)

Nachfolgend werden die zur Veröffentlichung
vorgesehenen Beschlüsse im vollen Wortlaut
wiedergegeben:
Beschluss Nr. SÄV 1/04
Die Rentenbemessungsgrundlage für das Jahr
2005 beträgt 37.853 EURO.
Die am 31. Dezember 2004 laufenden Ver-
sorgungsleistungen werden zum 01. Januar
2005 mit 4,0 % dynamisiert.
Beschluss Nr. SÄV 2/04
Jahresabschluss 2003

Die Tätigkeitsberichte des Verwaltungsaus-
schusses und des Aufsichtsausschusses der
Sächsischen Ärzteversorgung 2003 werden
bestätigt.
Der Bericht über die Prüfung der Rechnungs-
legung für das Rechnungsjahr 2003 wird be-
stätigt.Dem Verwaltungsausschuss, dem Auf-
sichtsausschuss und der Verwaltung der Säch-
sischen Ärzteversorgung wird Entlastung für
das Geschäftsjahr 2003 erteilt.

Die Mitglieder der Sächsischen Ärztever-
sorgung können bei der Geschäftsstelle
den Geschäftsbericht für das Jahr 2003
anfordern.

Beschluss Nr. SÄV 3/04
Die Veröffentlichung der Satzungsänderungen
erfolgt gesondert und ausführlich nach der
Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde.

Dr. med. Helmut Schmidt Angela Thalheim
Verwaltungsausschuss Geschäftsführerin
Vorsitzender

Änderung der Bundesärzteordnung
Abschaffung der AiP-Phase

auf Assistenzarztniveau.
Es bleibt zu hoffen und der 107. Deutsche
Ärztetag hat dies in einer Entschließung auch
eingefordert, dass die Krankenhausträger in
raschen und reibungslosen Vereinbarungen mit
den Kostenträgern entsprechende Budgetzu-
schläge verhandeln und an die jungen Ärztin-
nen und Ärzte weitergeben.
Überregional gültige und klare Vorgaben der
Arbeitgeber und Krankenkassen sind derzeit
leider nicht erkennbar. Auch Sonderfragen,
wie beispielsweise bei drittmittelfinanzierten
AiP-Verhältnissen, sind – wenn überhaupt –
nur individuell regelbar.
Trotz einiger aktueller Unwägbarkeiten ist
die Entwicklung insgesamt jedoch sehr be-
grüßenswert und ist von der kompletten Ab-
schaffung der AiP-Phase gekrönt. Als Ergän-
zung dazu finden sie unter www.baek.de  den
vom 107. Deutschen Ärztetag verabschiede-
ten Beschluss zu diesem Themenkomplex.

Dr. med. Annette Güntert
Dezernentin, Bundesärztekammer

http://www.baek.de/

